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Leitsätze Eine operative Busenverkleinerung

(Mammareduktionsplastik) wegen
anderweitiger orthopädischer Störungen
scheidet bei Adipositas generell aus.
Denn auf Grund des Operationsrisikos
sind Maßnahmen der
Gewichtsreduzierung insoweit vorrangig.

Normenkette § 27 SGB V

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 KR 49/03
Datum 09.05.2005

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

I. Die Klage wird abgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Notwendigkeit einer Mammareduktionsplastik.

Die am â�¦1955 geborene KlÃ¤gerin beantragte am 11.11.2002 hierfÃ¼r die
KostenÃ¼bernah-me. BeigefÃ¼gt war ein datumloses Attest der OrthopÃ¤din S â�¦,
der Allgemeinmedizinerin Dr. K â�¦ vom 21.11.2002 und der â�¦kliniken â�¦vom
13.11.2002. Die Beklagte holte daraufhin ein Gutachten des Medizinischen Dienstes
der Krankenversi-cherung (MDK) von Dr. R â�¦ vom 10.01.2003 ein. Danach bestehe
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bei einer GrÃ¶Ã�e von 156 cm und einem Gewicht von 100 kg ein extremes
Ã�bergewicht. Die VergrÃ¶Ã�erung der BrustdrÃ¼sen sei Teil der allgemeinen
Ã�bergewichtigkeit, weshalb eine Mammaredukti-onsplastik nicht befÃ¼rwortet
werden kÃ¶nne. Stattdessen werde empfohlen, einen "StÃ¼tz-BH" zu tragen, sowie
Physiotherapie und MaÃ�nahmen der Gewichtsreduktion in Anspruch zu nehmen.

Die Beklagte lehnte unter Bezugnahme auf das Gutachten den Antrag mit Bescheid
vom 16.01.2003, dem keine Rechtsbehelfsbelehrung beigefÃ¼gt gewesen war, ab.
Im Jahre 1986 sei bereits eine Mammareduktionsplastik erfolgt. Wenn es seit
einigen Jahren zu einer er-neuten GrÃ¶Ã�enzunahme beider BrustdrÃ¼sen mit
Schmerzen im Bereich des SchultergÃ¼rtels und der BrustwirbelsÃ¤ule gekommen
sei, handele es sich um einen Teil der allgemeinen Ã�bergewichtigkeit. Eine
Mammareduktionsplastik sei daher zurzeit medizinisch nicht in-diziert.

Die KlÃ¤gerin legte deswegen am 04.02.2003 Widerspruch ein. Die
GrÃ¶Ã�enzunahme der Brust stehe auÃ�er VerhÃ¤ltnis zur allgemeinen Zunahme
des KÃ¶rpergewichts. Nach der letz-ten Operation habe sie nur 12 kg zugenommen.
Zudem befinde sie sich in den Wechseljah-ren.

In einem daraufhin noch eingeholten Gutachten des MDK fÃ¼hrte Frau Dr. B â�¦ am
19.02.2003 aus, dass MaÃ�nahmen zur drastischen Gewichtsreduktion vorrangig
seien.

Unter Bezugnahme auf die MDK-Gutachten wies die Beklagte den Widerspruch mit
Wi-derspruchsbescheid vom 14.03.2003 zurÃ¼ck. Ein wissenschaftlicher Nachweis
der "Brust-last" auf den Halte-/StÃ¼tzapparat sei wissenschaftlich nicht
nachgewiesen. Es habe nicht festgestellt werden kÃ¶nnen, dass eine
Mammareduktionsplastik an der eigentlichen "Er-krankung" ansetze.

Die KlÃ¤gerin hat deswegen am 01.04.2003 Klage zum Sozialgericht Leipzig
erhoben. Sie sei auf Grund ihres, auch auf die Ã¼bergroÃ�en BrÃ¼ste
zurÃ¼ckzufÃ¼hrenden, Gesundheitsscha-dens Ã¼ber die Bundesagentur fÃ¼r
Arbeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nur noch einge-schrÃ¤nkt vermittelbar.

Sie beantragt in sachdienlicher Auslegung,

den Bescheid vom 16.01.2003 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
14.03.2003 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, die Kosten fÃ¼r eine Mam-
mareduktionsplastik zu Ã¼bernehmen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Eine Mammareduktionsplastik stelle eine lediglich kosmetische Operation dar, fÃ¼r
die eine Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenversicherung nicht bestehe.

Das Gericht hat Befundberichte von Frau Dipl.-Med. S â�¦ vom 23.06.2003 und Frau

                               2 / 5



 

Dr. K â�¦, FachÃ¤rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin, dem weitere Befunde beigefÃ¼gt
waren, einge-holt. Das Gericht hat am 03.03.2005 einen ErÃ¶rterungstermin vor
dem Vorsitzenden anberaumt; auf die Niederschrift hierzu wird verwiesen.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den
Aktenin-halt, eine Gerichtsakte sowie ein Verwaltungsvorgang der Beklagten, Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht entscheidet durch Gerichtsbescheid, da die Sache keine besonderen
Schwie-rigkeiten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt
geklÃ¤rt ist. Die Beteiligten sind vorher angehÃ¶rt worden. Der Gerichtsbescheid
wirkt als Urteil (Â§ 105 Abs. 1 und 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG)).

Die Klage ist zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet.

Der Bescheid vom 16.01.2003 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
14.03.2003 ist rechtlich nicht zu beanstanden. Die KlÃ¤gerin wird hierdurch nicht in
eigenen Rechten ver-letzt, weil sie gegen die Beklagte keinen Rechtsanspruch auf
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r eine Mammareduktionsplastik hat.

Gem. Â§ 27 Abs. 1 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch ( SGB V) haben Versicherte
Anspruch auf Krankenbehandlung, wenn sie notwendig ist, um eine Krankheit zu
erkennen, zu hei-len, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder
Krankheitsbeschwerden zu lindern. Die Kran-kenbehandlung umfasst u.a. die
Ã¤rztliche Behandlung (Abs. 1 Satz 2 Nr. 1), die Versor-gung mit Arznei-, Verband-,
Heil- und Hilfsmitteln (Abs. 1 Satz 2 Nr. 3) und die Kran-kenhausbehandlung (Abs. 1
Satz 2 Nr. 5). Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Bundessozi-algerichtes (BSG)
der das erkennende Gericht folgt, wird unter Krankheit im versiche-rungsrechtlichen
Sinne ein regelwidriger KÃ¶rper- und Geisteszustand verstanden, dessen Eintritt
u.a. BehandlungsbedÃ¼rftigkeit zur Folge hat (vgl. nur: BSG SozR 3-2200 Â§ 182 Nr.
14; vgl. auch: OLG Karlsruhe, Urteil vom 17.01.1991, Az: 12 U 70/90). Nach Â§ 2
Abs. 1 SGB V stellen die Krankenkassen den Versicherten die im 3. Kapitel
genannten Leistun-gen unter Beachtung des Wirtschaftlichkeitsgebots zur
VerfÃ¼gung, soweit diese Leistungen nicht der Eigenverantwortung des
Versicherten zugerechnet werden. Nach dem Wirtschaft-lichkeitsgebot des Â§ 12
Abs. 1 SGB V mÃ¼ssen die Leistungen ausreichend, zweckmÃ¤Ã�ig und
wirtschaftlich sein; sie dÃ¼rfen das MaÃ� des Notwendigen nicht Ã¼berschreiten.
Leistun-gen, die nicht notwendig oder unwirtschaftlich sind, kÃ¶nnen Versicherte
nicht beanspru-chen, dÃ¼rfen die Leistungserbringer nicht bewirken und die
Krankenkassen nicht bewilli-gen. Hierbei erhalten die Versicherten die Leistungen
als Sach- und Dienstleistungen, so-weit dieses Buch nichts Abweichendes vorsieht.

Vorliegend hat die KlÃ¤gerin jedoch keinen Anspruch auf Verschaffung der
Sachleistung Mammareduktionsplastik, denn es fehlt im Hinblick auf die behauptete
Operationsindika-tion bereits an einer "Krankheit" im Sinne des Â§ 27 Abs. 1 Satz 1
SGB V. Wie ausgefÃ¼hrt, lieÃ�e sich ein Behandlungsanspruch nur begrÃ¼nden,
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wenn eine Abweichung von der Norm bestÃ¼nde. Ausweislich der MDK-Gutachten
von Dr. R â�¦ vom 10.01.2003 und Frau Dr. B â�¦ vom 19.02.2003 hat die KlÃ¤gerin
die BÃ¼stenhaltergrÃ¶Ã�e E bzw. 95 D oder 100 D (vgl. Bl. 11 R bzw. 20 R der
Verwaltungsakte). Aus der BH-GrÃ¶Ã�e und der GrÃ¶Ã�e der Brust allein kann
jedoch noch nicht auf einen krankhaften Zustand geschlossen werden; denn die
GrÃ¶Ã�e der Brust allein bedingt noch keinen regelwidrigen und behandlungsbe-
dÃ¼rftigen KÃ¶rperzustand.

Wenn die Beschaffenheit ihrer Brust nach Auffassung der KlÃ¤gerin vom typischen
Er-scheinungsbild der weiblichen Brust abweichen sollte, ist festzuhalten, dass es
eine "ideal-typische" GrÃ¶Ã�e der Brust nach allgemeiner Anschauung nicht gibt.
Insoweit ist das kÃ¶r-perliche Ideal und damit einhergehend die allgemeine
Anschauung, wie groÃ� eine Brust zu sein hat, nicht auf die Allgemeinheit
Ã¼bertragbar. Vielmehr unterliegen SchÃ¶nheitsideale regelmÃ¤Ã�ig wechselnden
Modeerscheinungen. Eine deswegen angestrebte Verkleinerung oder
VergrÃ¶Ã�erung der Brust wÃ¤re insoweit â�� worauf die Beklagte zu Recht
hinweist â�� lediglich als eine, nicht dem Recht der gesetzlichen
Krankenversicherung unterliegende, "SchÃ¶nheitsoperation" zu werten. Denn ein
"Leitbild des gesunden Menschen" zur Be-stimmung dessen, was regelwidrig ist,
gibt es im Hinblick auf die GrÃ¶Ã�e der Brust nicht. Krankenbehandlung ist jedoch
erst dann notwendig, wenn durch sie der regelwidrige KÃ¶r-per- oder
Geisteszustand behoben, gebessert, vor einer Verschlimmerung bewahrt oder
Schmerzen, Beschwerden gelindert werden kÃ¶nnen (BSGE 35, 10). Die GrÃ¶Ã�e
der Brust allein bedingt mithin noch keine BehandlungsbedÃ¼rftigkeit im
krankenversicherungsrecht-lichen Sinne.

Etwas anderes kÃ¶nnte nur in wenigen extremen AusnahmefÃ¤llen gelten, so wenn
der kÃ¶r-perliche Zustand entstellend bis verunstaltend wÃ¤re (vgl. dazu
ausfÃ¼hrlich: SG Leipzig, in: Breithaupt 2002, 865 ff.). Dann mÃ¼ssten jedoch â��
Ã¼ber die GrÃ¶Ã�e eines KÃ¶rperteils hinaus â�� krankhafte VerÃ¤nderungen zu
besorgen seien, die mit Schmerzen einhergehen:

Die KlÃ¤gerin kann jedoch nicht einwenden, dass die GrÃ¶Ã�e der Brust zu einer
EinschrÃ¤n-kung wesentlicher kÃ¶rperliche Funktionen fÃ¼hrt. Eine derartige
FunktionseinbuÃ�e lieÃ� sich nach den von der Beklagten eingeholten Gutachten
des MDK nicht feststellen. Wenn die KlÃ¤gerin demgegenÃ¼ber einwendet, dass sie
von der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit nur noch eingeschrÃ¤nkt fÃ¼r den Arbeitsmarkt
vermittelbar sei, resultiert dieser Zustand nicht aus einer Ã¼bergroÃ�en Brust.
Zwar hat das Gesetz Ã¼ber die Anpassung der Leistungen zur Reha-bilitation (jetzt:
Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX)) den Krankheitsbegriff insoweit
weiterentwickelt, als auch fÃ¼r die dauernde BeeintrÃ¤chtigung oder Aufhebung
der FÃ¤hig-keit zur Verrichtung von Arbeit, zur AusÃ¼bung eines Berufs oder zur
Teilnahme am gesell-schaftlichen Leben infolge Behinderung Leistungen der
Krankenbehandlung grundsÃ¤tzlich in Frage kommen (vgl. Â§Â§ 1, 2, 4 SGB IX); hier
beruht die geltend gemachte BeeintrÃ¤chti-gung der BerufsausÃ¼bung jedoch
nicht aus der GrÃ¶Ã�e der Brust, sondern aus weiteren or-thopÃ¤dischen
Beschwerden. So hat die behandelnde OrthopÃ¤din S â�¦ in ihrer Befundbe-
richtsergÃ¤nzung vom 11.01.2005 progrediente degenerative VerÃ¤nderungen im
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Bereich der Brust- und LendenwirbelsÃ¤ule und im Befundbericht vom 23.06.2003
Osteochondrose und Spondylose deformans BWS/LWS diagnostiziert (vgl. Bl. 42 der
Gerichtsakte). Nachwei-se darÃ¼ber, dass die orthopÃ¤dischen Beschwerden auf
die Brust zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind, lie-gen jedoch nicht vor. Insbesondere aus den
Befunden des OrthopÃ¤den Dipl.-Med. S â�¦ und einem radiologischen Befund des
Krankenhauses W â�¦ vom 17.11.1995 geht die Pro-gredienz der degenerativen
VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule hervor (vgl. Bl. 51 und 52 der Gerichtsakte).

Dass diese degenerativen VerÃ¤nderungen auf die GrÃ¶Ã�e der Brust
zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind, steht jedoch nicht zur Ã�berzeugung des Gerichtes fest.
Denn der groÃ�e Brustumfang an sich bedingt noch keine kÃ¶rperlichen
Beschwerden. Diese werden erst mittelbar, bedingt durch Adipositas, zu
orthopÃ¤dischen Beschwerden. KrankenbehandlungsmaÃ�nahmen ha-ben indes
unmittelbar an der eigentlichen Krankheit anzusetzen (wie hier: BSG SozR 3-2500
Â§ 39 Nr. 5; SozR 3-2200 Â§ 182 Nr. 14). Wenngleich aus dem Befundbericht der be-
handelnden OrthopÃ¤din hervorgeht, dass die begehrte Reduktionsplastik
mÃ¶glicherweise zu einer Linderung der RÃ¼ckenbeschwerden fÃ¼hren kÃ¶nnte,
steht im Hinblick auf die be-reits eingetretenen degenerativen VerÃ¤nderungen
nicht fest, dass damit eine wesentliche Verbesserung des gegenwÃ¤rtigen
Zustandes erreichbar sein kÃ¶nnte, zumal auch nach der letzten Brustverkleinerung
ein GrÃ¶Ã�enwachstum zu verzeichnen war.

Aus den Gutachten des MDK und den beigezogenen Befundberichten von Frau S â�¦
und Frau Dr. K â�¦ vom 20.06.2003 gehen noch keine motorischen oder sensiblen
StÃ¶rungen im Bereich der oberen ExtremitÃ¤ten hervor. Insoweit Frau Dr. K â�¦ ein
rezidivierendes Cervicalsyndrom und Thorakolumbalsyndrom bei Osteochondrose
und Spondylose, BWS-Kyphose, eine Blockierung und muskulÃ¤re Insuffizienz
diagnostiziert hatte (vgl. Bl. 45 der Gerichtsakte), ergeben sich hieraus noch keine
derart gewichtigen kÃ¶rperlichen StÃ¶-rungen, die eine Operationserforderlichkeit
bedingen.

Hierbei ist auch das Risiko einer Operation im Vergleich zu physiotherapeutischen
MaÃ�-nahmen u.Ã�. in Rechnung zu stellen: Das erkennende Gericht tritt
ausdrÃ¼cklich der Rechtsprechung des Landessozialgerichts Baden-WÃ¼rttemberg
bei, wonach vor DurchfÃ¼hrung einer Brustverkleinerungsoperation sÃ¤mtliche
Behandlungsalternativen durchzufÃ¼hren sind. Eine chirurgische Behandlung im
Bereich der Brust darf stets nur die letzte denkbare MaÃ�nahme sein (Urteil vom
20.04.2004, Az: L 11 KR 1886/03). Denn durch eine Brustverkleinerungsoperation
wird im Grunde in ein gesundes Organ, d.h. die "groÃ�e" Brust, eingegriffen. Da
hierbei das Ri-siko der Narkose und auch das Ergebnis der Operation zu
berÃ¼cksichtigen ist, stellt eine chirurgische Behandlung im Bereich der Brust nur
die "ultima ratio" dar.

Wenngleich es fÃ¼r eine BehandlungsbedÃ¼rftigkeit ausreicht, dass durch die
MaÃ�nahme Schmerzen gelindert werden (vgl.
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